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Frieden durch Stärke, das Streben 
nach Dominanz der USA
Und schauen wir in die Vereinigten Staaten. 
US-Präsident Trump fällt nicht nur durch 
seine gefährlichen und provozierenden 
Tweets auf, sondern auch durch eine kon­
sequente Festschreibung nuklearer Auf­
rüstung. Den zugrundeliegenden Ton hatte 
Trump bereits in seiner Rede zur Lage der 
Nation am 30. Januar 2018 vorgegeben: 

„Als Teil unserer Verteidigungsanstrengungen 
müssen wir unser nukleares Arsenal moderni-
sieren und wieder aufbauen. Wir müssen es 
hoffentlich nie einsetzen, aber so stark und 
mächtig machen, dass es jeden Akt der Agres-
sion abschreckt.“ Er argumentiert weiter: 

„Während wir uns mit diesen Gefahren kon-
frontiert sehen, wissen wir, dass Schwäche 
der sicherste Weg in den Konflikt ist, während 
konkurrenzlose Überlegenheit das sicherste 
Mittel unserer Verteidigung ist.“ 

Trumps Credo: „Frieden durch Stärke“ ha­
ben die Autoren seines Nuclear Posture 
Reviews indirekt aufgenommen und im 
Konzept einer maßgeschneiderter Abschre­
ckung, einer „tailored deterrence“. Erforder­
lich sei ein flexibleres und glaubwürdiger 
einsetzbares, eigenes Atomwaffenpoten­
zial. Die umfassende Modernisierung aller 
atomaren Trägersysteme und nuklearen 
Sprengköpfe, die Barack Obama bereits 
2010 eingeleitet hatte, reicht aus Sicht der 
Autoren nicht aus. Sie fordern mehr und 
plädieren einerseits für neue, zusätzliche 
Rüstungsvorhaben und wollen andererseits 
jene Pläne stoppen, mit denen Obama die 
Zahl unterschiedlicher Atomwaffentypen 
im US-Arsenal weiter reduzieren wollte.

Neue statt weniger Atomwaffen
Obama wollte mehrere Sprengkopftypen 
aus den US-Depots zu verbannen, so die 
Atombombe B83 mit ihrer gewalt igen 
Sprengkraf t von 1,2 Megatonnen. Die 
Trump-Administration plant jetzt, die 
Bomben vom Typ B83 zumindest solange 
im Dienst zu halten, bis deren Aufgabe 
nachweislich von einer anderen Waffe über­
nommen werden kann. Von einer Reduzie­
rung der Typenvielfalt bei den nuklearen 
Gefechtsköpfen für Raketen ist nicht mehr 
die Rede. Im Gegenteil. Es soll sogar zusätz­
liche Varianten geben. Zum einen soll ein 
kleiner Teil der Langstreckenraketen auf U-
Booten möglichst bald mit Atomgefechts­
köpfen kleiner Sprengkraft ausgestattet 
werden. Der zweite Vorschlag sieht vor, in 
sieben bis zehn Jahren wieder nuklear be­
stückte Marschflugkörper auf Schiffen oder 
U-Booten einzuführen. 

Mit diesem Nuclear Posture Review sinkt 
die Schwelle für einen Nuklearwaffenein­
satz. Zum anderen könnte die Diskussion 
über regional begrenzbare Atomkriege 
zurückkehren.    

Putin droht mit »unschlagbaren« 
Atomwaffen
Mit der angekündigten atomaren Aufrüs­
tung in der Wahlrede von Russlands Präsi­
dent Wladimir Putin steigt auch Russland in 
den Potenzstreit mit Donald Trump und Kim 
Jung-un ein. Damit ist die Renaissance des 
atomaren Wettrüstens, das bereits lange 
in Gange ist, endgültig amtlich. Mit einer 
Videoanimation, die anscheinend einen 
atomaren Angriff auf die Ostküste der USA 
darstellen soll, protzte Putin in seinem 
Wahlkampf mit Russlands neuen nuklearen 
Fähigkeiten. 

Die Russische Föderation behält sich das 
Recht vor, als Antwort auf einen gegen sie 
und/oder ihre Verbündeten erfolgten Ein­
satz von Kernwaffen oder anderen Arten 
von Massenvernichtungswaffen, ihrerseits 
Kernwaffen einzusetzen. Das gilt auch für 
den Fall einer Aggression mit konventionel­
len Waffen gegen die Russische Föderation, 
bei der die Existenz des Staates selbst in 
Gefahr gerät.“ 

USA will Atomwaffeneinsatz früher 
einsetzen
Voraussetzung eines atomaren Erstein­
satzes in einem bis dato konventionell ge­
führten Krieg wäre also die Gefährdung der 
staatlichen Existenz Russlands. Der neue 
Nuclear Posture Review der USA weist Nuk­
learwaffen dagegen eine deutlich größere 
Rolle zu. Zu lesen ist dort: „Die Vereinigten 
Staaten würden den Einsatz nuklearer Waffen 
nur unter extremen Umständen erwägen, um 
die vitalen Interessen der USA, ihrer Verbün-
deten und Partner zu verteidigen. Zu diesen 
extremen Umständen können signifikante 
nicht-nukleare strategische Angriffe gehö-
ren. Zu solchen signifikanten nicht-nuklearen, 
strategischen Angriffen gehören – ohne An-
spruch auf Vollständigkeit - Angriffe auf die 
zivile Bevölkerung oder die Infrastruktur der 
USA, der Verbündeten oder Partner sowie 
Angriffe auf US- oder alliierte Nuklearkräf-
te, deren Kommando und Kontrollstrukturen, 
Warnsysteme oder Auswertefähigkeiten für 
Angriffe.“ 

Den Drohungen und der Aufrüstung 
entgegentreten
An den konventionell geführten Kriegen 
und der technischen nuklearen Aufrüstung 
verdient die Rüstungsindustrie. Die Men­
schen in den betroffenen Regionen leiden 
und sterben. Die Geldströme fließen in die 
falsche Richtung. Protest, gewaltfreier Wi­
derstand und Umkehr sind gefragt. 

Aktionsmöglichkeiten sind durch die Frie­
densbewegung geschaffen: die internatio­
nale Kampagne ICAN für das Atomwaffen­
verbot, die Kampagne „Don‘t bank on the 
bomb“ gegen die Finanzierung von Atom­
waffen, die Kampagne „Büchel ist überall – 
atomwaffenfrei.jetzt“ für direkte Aktionen 
am deutschen Atomwaffenstandort, sowie 
auch die Kampagnen gegen Rüstungsexpor­
te und Kleinwaffen. 

Wir dürfen nicht Ruhe geben.

Wolfgang Schlupp-Hauck
mit Verwendung einer Analyse des Nuclear  
Posture Review von Otfried Nassauer BITS 
und einer Pressemeldung von ICAN.

�¬��Fortsetzung von S. 1

Die humanitären Folgen von Atomwaffen dürfen nicht in Vergessenheit geraten. Foto: Friedensmuseum Hiroshima
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Banken finanzieren  
atomares Wettrüsten 
Deutsche Kreditinstitute finanzie­
ren mit Milliardenbeträgen die Her­
stellung von Atomwaffen. Das geht 
aus einer Studie hervor, die von der 
Internationalen Kampagne zur Ab­
schaffung von Atomwaffen (ICAN) 
und der niederländischen Fr ie­
densorganisation PAX veröffent­
licht wurde Demnach haben zehn 
deutsche Finanzdienstleister seit 
Januar 2014 insgesamt rund 10,37 
Milliarden US-Dollar (8,41 Milli­
arden Euro) den Atomwaffen-Pro­
duzenten zur Verfügung gestellt. 
Die Volks- und Raiffeisenbanken 
verkaufen das tödliche Investment 
sogar über den Fonds „UniGlobal“ 
an Privatanleger. Die im Bericht un­
tersuchten Rüstungsunternehmen 
produzieren Atombomben, Atom­
sprengköpfe sowie Atomraketen 
oder sind mit der Wartung dieser 
Systeme beauftragt.
Der hierzulande mit Abstand größ­
te Finanzier bleibt die Deutsche 
Bank. Im Vergleich zur vorangegan­
genen Studie sind die Investitionen 
der Deutschen Bank von 5,15 Mrd. 
auf 6,62 Mrd. US-Dollar gestiegen. 
Ins Auge fällt aber auch die Finanz­
spritze der DZ Bank, die ihr Invest­
ment in Atomwaffenhersteller von 
66 Mio. auf 470 Mio. US-Dollar 
massiv erhöht hat. Die DZ Bank 
ist das Zentralinstitut von rund 
1.000 Genossenschaftsbanken in 
Deutschland, dazu gehören etwa 
Volks- und Raiffeisenbanken.
Die DZ Bank unterstützt die US-
amerikanische Rüstungsfirma Nor­
throp Grumman mit mehr als 400 
Mio. US-Dollar. Dieses Unterneh­
men produziert Atomraketen für 
das US-Arsenal und ist auch am 
britischen Atomwaffenprogramm 
beteiligt. Die DZ Bank hat diese 
Firma in den Fonds „UniGlobal“ auf­
genommen. Es handelt sich um den 

„Vorzeige-Fonds der Volksbanken“ 
(FAZ) und er richtet sich vor allem 
an Privatpersonen, zum Beispiel für 
die Riester-Rente.

Weitere Informationen 
und eine OnlinePetition: 
www.friedenskooperative.de/
atombombengeschaeft

Neues von den  
deutschen  
Mayors for Peace
Hannover, die deutsche Lead City
Im Neuen Rathaus in Hannover wird vom 8. 5.–
27. 5. 2018 die Wanderausstellung „50 Städte –  
50 Spuren: eine Welt ohne Atomwaffen“präsentiert. 
Eine umfangreiches Rahmenprogramm begleitet 
die Ausstellung, Informationen unter
www. mayorsforpeace.de

Am 14. und 15. 6. 2018 laden Hannover und 
Münster zur Bundeskonferenz der Bürgermeister 
für den Frieden in die Stadt des Westfälischen 
Friedens, nach Münster, ein. Neben der inter­
nen Sitzung wird eine öffentliche Vortrags- und 
Podiumsdiskussion zum Thema „Zwischen Vision 
und Wirklichkeit: Neue Wege zu einer Atomwaffen-
freien Welt“ angeboten. Referenten sind Sascha 
Hach von ICAN und Prof. Dr. Christian Hacke von 
der Universität Bonn. Die Moderation liegt in 
den Händen der Sicherheitspolitikexpertin Ju­
lia Weigelt.

Weitere Informationen und Anmeldung:  
mayorsforpeace@hannover.de

Bremen für eine atomwaffenfreie Welt
Nach einer kontroversen Diskussion hat am 5. 
Dezember 2017 der Bremer Die Bürgerschaft 
(Landtag)einen Antrag der Fraktionen des Sozi­
aldemokraten, Grünen und Linken mit Mehrheit 
angenommen.
1. �Sie begrüßt die Verleihung des Friedensnobel­

preises an die Internationale Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN).

2. �Sie teilt die Ziele der Internationalen Kampag­
ne zur Abschaffung von Atomwaffen und strebt 
eine Welt ohne Atomwaffen an.

3. �Sie fordert den Senat auf, sich auf Bundesebe­
ne für eine deutsche Unterzeichnung und Ra­
tifizierung des UN-Vertrages über das Verbot 
von Kernwaffen einzusetzen.

Potsdamm-Mittelmark
Auch der Kreistag von Potsdamm-Mittelmark hat 
am 1.3.2018 mehrheitlich beschlossen, sich welt­
weit für die Abschaffung der Atomwaffen einzu­
setzen. Linke und Grünen hatten den Antrag ge­
stellt, das der Landkreis Mayors for Peace beitritt. 
Es ist die fünfte kommunale Gebietsorganisation 
nach dem Regionalverband Hannover und den 
Landkreisen: Rhein-Erft, Ostalb, und Vulkaneifel. 
Initiator des Beschlusses ist Bernd Lachmann, der 
argumentiert: „Frieden ist eine Aufgabe der kom-
munalen Daseinsvorsorge“, deshalb sollte überall 
der Beitritt zu Mayors for Peace beantragt werden.

Ideen zum Flaggentag 2018
Der Flaggentag der Mayors for Peace erinnert an 
die Entscheidung des Internationalen Gerichts­
hofes, dass der Einsatz von Atomwaffen völker­
rechtswidrig wäre und dass eine Verpflichtung 
besteht, Verhandlungen zu führen, die zu ihrer 
vollständigen Abrüstung führen. 

Der 8. Juli fällt in diesem Jahr auf einen Sonntag. 
Bitte wenden Sie sich an Ihren Bürgermeister/Ih­
rer Bürgermeisterin, und fragen Sie, ob und wann 
er/sie die Flagge hissen mag und ob Sie den Flag­
gentag für eine lokale Aktion nutzen möchten. 

Wir haben dazu ein paar Vorschläge:
Veranstalten Sie zum Hissen der Flagge ein Frie-
denspolitisches Frühstück, vielleicht im Rathaus, 
in einer Kirchengemeinde oder einem Café.  Laden 
Sie Vertreter der verschiedenen Fraktionen bzw. 
ihre lokalen Bundestagsabgeordneten ein und 
diskutieren Sie, was in Ihrem Ort getan werden 
kann, für das Inkrafttreten des Atomwaffenver­
botsvertrages, die Verhinderung der technischen 
Aufrüstung und den Abzug der Atombomben aus 
Büchel.

Laden Sie nach dem Flaggenhissen zu einer 
Radtour ein, um an die Zerstörungskraft einer 
Atombombe zu erinnern. Die Radtour führt im 
Bogen um die Stadt, entlang des Radius, in dem 
es keine Überlebenschance gibt. Legen Sie dabei 
einige Stopps ein, bei denen verschiedene Aspek­
te nuklearer Rüstung und Abrüstung erläutert 
werden. Das Darmstädter Friedenforum hat dies 
im letzten Jahr gemacht. Regina Hagen gibt gern 
ihre Erfahrungen und Unterlagen dazu weiter.

Laden Sie ein, bei der Flaggenhissung ein 
Peace-Zeichen aus Blumen auf den Boden zu 
legen. (Siehe auch Seite 3: 60 Jahre  Peace-
Zeichen.)

Brauchen Sie Unterstützung für die Umsetzung 
Ihrer Ideen, dann melden Sie sich, wir helfen 
weiter.

- �Mayors-for-Peace-Büro der Landeshauptstadt 
Hannover, mayorsforpeace@hannover.de

- �Wolfgang Schlupp-Hauck
redaktion@pressehuette.de
07171 75 661

Hannovers OB Schostok unterzeichnet einen Appell für den 
Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag (Foto: Landes­
hauptstadt Hannover)
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Neuer Atombomber  
für die Bundeswehr
Die atomwaffenfähigen Tornados 
der Bundeswehr werden älter und 
älter. Die Hoffnung, dass sich mit 
Ihrer Ausmusterung, die nukleare 
Teilhabe Deutschlands erledigt, 
verblasst immer mehr. 
Wie der Norddeutsche Rundfunk am 
10. 3. 18 in seiner Sendung „Streit­
kräfte und Stragegien“ berichtete, 
hat die Suche nach einem Tornado­
nachfolger begonnen. Nach bishe­
rigem Stand soll der Tornado noch 
bis circa 2025 betrieben werden. 
In der vor zwei Jahren vom Vertei­
digungsministerium vorgelegten 
militärischen Luftfahrtstrategie 
bleibt offen, ob es für den Tornado 
ein neues Kampfflugzeug geben 
soll.
Der NDR berichtet nun, dass im 
vergangenen Jahr die Bundeswehr 
das Pentagon schriftlich um Infor­
mationen über das neue US-Kampf­
flugzeug vom Typ F-35 gebeten. Die 
Maschine ist ausdrücklich auch als 
Trägersystem von taktischen Atom­
waffen ausgelegt.
Auf einer internationalen Fachkon­
ferenz in Berlin machte Luftwaf­
feninspekteur Karl Müllner klar, 
dass seine Teilstreitkraft die F-35 
bevorzugen würde. Diese Maschine 
sei für das feindliche Radar schwer 
zu entdecken und könne bereits 
aus einer großen Entfernung ihre 
Waffen einsetzen.
Dagegen bevorzugt das Vertei­
digungsministerium eine andere 
Lösung. Auf Anfrage von NDR Info
teilte das Ministerium mit: "Bei 
der Nachfolge des Waffensystems 
Tornado wird prioritär das europä­
ische Kampfflugzeug Eurofighter 
betrachtet."
Um auch US-Atomwaffen tragen 
zu können, müsste der Eurofighter 
weiter umgerüstet werden. Doch 
für die Zertifizierung für Atomwaf­
fen wollen die USA Einblick in die 
technischen Unterlagen. Ob da alle 
beteiligten Nationen zustimmen 
scheint fraglich.
Der NDR hält es auch für möglich, 
dass der Tornado weiterhin moder­
nisiert wird, so dass die Maschine 
über 2030 und darüber hinaus als 
Trägersystem für taktische US-
Atomwaf fen eingesetzt werden 
könnte. Ein Ende der nuklearen 
Teilhabe ist mit Blick auf diese 
Diskussionen nicht in Sicht.� wsh

Die diesjährige Aktionspräsenz hat begonnen: 20 Bomben – 20 Wochen. Montags kurz vor Zwölf 
versammelten sich rund 50 Personen am Haupttor des Fliegerhorstes Büchel. Ulrich Frey von der 
Evangelischen Kirche im Rheinland verwies auf einen Beschluss von deren Synode, wonach der Ab-
zug der nicht bestätigten US-Atomwaffen aus Büchel "längst überfällig" sei. Drei Bürgermeister 
nahmen an der Mahnwache teil: Aus Mayen Oberbürgermeister  Wolfgang Treis, Ortsbürgermeister 
Richard Pestemer aus Neuenkirchen, Hunsrück und Thomas Hermann, Bürgermeister von Hannover. 
Hermann kritisierte als Repräsentant der „Mayors for Peace“: „15.000 atomare Sprengköpfe soll 
es geben. 20 von ihnen lagern hier in Büchel. Immer noch. In Zeiten neuer atomarer Aufrüstung 
müssen wir uns gemeinsam dafür einsetzen, dass Deutschland auch an dieser Stelle mutiger wird!“

20 Bomben 20 Wochen:  
Auch in diesem Jahr sind wir in Büchel aktiv
Die Aktionspräsenz hat begonnen
Motiviert durch die Verleihung des Friedensno­
belpreises 2017 an die "Internationale Kampagne 
zur Abschaffung von Atomwaffen" (ICAN) ver­
stärken wir den Druck auf die Politik weiter. Wir 
werden zwanzig Wochen lang in Büchel in der Eifel 
protestieren, vom 26. März bis 9. August 2018. 

In den 20 Wochen werden viele Gruppen aus 
ganz Deutschland Aktionen durchführen. Jede 
Gruppe plant und handelt selbstverantwortlich. 
Eine kleine Gruppe hält sich dauerhaft in Büchel 
auf, empfängt und begleitet ankommende Grup­
pen und Einzelpersonen. Es wird die unterschied­
lichsten Aktionsformen geben: Mahnwachen, 
Kleinkunst, Geburtstagsfeiern, Gottesdienste, 
Musikveranstaltungen, Sitzblockaden, Go-Ins 
und vieles mehr.  An der Straße zum Haupttor gibt 
es die „Friedenswiese“. Dort stehen und hängen 
bereits viele Friedenssymbole. Neue können hin­
zugefügt werden.
Auf der Homepage sind aktuelle Informationen 
und der Aktionskalender zu finden:
www.buechel-atombombenfrei.de

Die Pressehütte Mutlangen wird sich mit einem 
Internationalen Workcamp, mit einem Aktions­
tag zum Mutlanger Manifest und mit einer Auf­
führung der Lyrikaden an der Aktionspräsenz 
beteiligen.

25 Tage ins Gefängnis
Martin Otto hat am 9. August 2016 den Militär­
zaun des Fliegerhorstes aufgeschnitten als „klei-
nen Beitrag zur Abrüstung von unten.“ Er bekam 
einen Strafbefehl über eine Geldstrafe von 15 
Tagessätzen a 15,00 € ersatzweise 15 Tage Haft. 
Er hat diesen Strafbefehl nicht akzeptiert. Am 
1.2.2107 verhandelte das Amtsgericht seinen 
Einspruch und erhöhte die Strafe auf 25 Tages­
sätze, da Martin „keinerlei Reue“ zeigen würde. 
Die 17 Seitige Revision wurde vom OLG Koblenz 
im Juli 2017 verworfen.

Martin hatte in einem offenen Brief angekün­
digt, dass er nicht zahlen wird sondern den zi­
vilen Ungehorsam mit einer „Mahnwache hinter 
Gittern“ fortsetzt.

Mit einer Freikaufaktion, kann man seine So­
lidarität mit einem Euro deutlich machen. Dabei 
geht es nicht um die Summe, sondern um deut­
lich zu machen, dass viele hinter Martin stehen. 

Wer noch mitmachen möchte, schickt Martin eine 
Erklärung. Sie kann auf der Startseite unserer 
Homepage heruntergeladen werden unter: 
www.pressehuette.de 

Bitte schnell bis zum 15. April 2018 erledigen.
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Zu guter Letzt
An Ostern dreht sich vieles um den 
Osterhasen und die Ostereier.
Willi Rademacher,62, ist parteiloser Bürgermeis­
ter von Büchel. Nach einem Bericht des SWR kann 
er sich noch gut daran erinnern, wie er als Kind 
in den 60er Jahren zum ersten Mal US-Soldaten 
begegnet ist. Die Bomben hätten ihm nie Angst 
gemacht: „Das ist hirnrissig, was hier für ein Thema 
um die 20 Eier gemacht wird", sagt der ehemalige 
Bundeswehrsoldat.

Die Rheinzeitung griff dies in einer Glosse auf: 
„Hoffentlich weiß Donald Trump nicht, dass er in der 
Eifel noch 20 Eier hat.“ Bürgermeister Rademacher 
ist auch zu wünschen, dass Wladimir Putin nicht 
auf die Idee kommt von seinen Eiern welche auf 
Büchel zu werfen.

An Ostern wird auch immer marschiert. Gegen 
den Osten? Nein! Gegen den Westen? Nein! Wozu 
dann? Dass keine radioaktiven Eier vom Himmel 
fallen!

Kein Aprilscherz ist der Ratgeber: »So 
überlebt ihr einen Atombomben Angriff«
Bereits im Dezember veröffentlichte ihn die 
Bunte. Mit reißerischen Überschriften wie „Das 
passende Versteck finden“ werden die Tipps vor­
gestellt.

Erst im vorletzten Absatz, ohne eigene Über­
schrift, wird zusammengefasst: auch bei perfek­
ter Vorbereitung sei die Gefahr zu sterben hoch.

Und der Schlussabsatz kommt dann endlich 
zum Ergebnis: „Der beste Schutz gegen Nuklearan-
griffe ist und bleibt deshalb die Abrüstung. Das ist 
fast allen Menschen klar. Erinnern wir jene, die es 
vergessen haben, immer wieder daran!“ Also Grüße 
nach Washington, Moskau und Büchel.
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